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zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933. 


Vom 11. Juni 1935. 


Auf Grund des $ 1 Stelle 61 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 
(G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) und die 
Abänderungen vom 18., 19. September und 23. Oktober 1934 (G. Bl. S. 703, 707, 731) werden 
wie folgt geändert: 
I. 

„§ 13 a xi 
Die Beſtimmung des $ 13 Abſ. 1 findet auf Geſamthypotheken, die auch auf einem anderen 
als dem in dem betreffenden Entſchuldungsverfahren befindlichen Grundſtück laſten, mit folgen⸗ 

der Maßgabe Anwendung: 

a) Gehören ſämtliche mit der Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke dem Antragſteller des 
Entſchuldungsverfahrens, fo tritt die Zinsfentung lediglich hinſichtlich des zu entſchul⸗ 
denden Grundſtücks ein. 

b) Mt der Antragſteller der alleinige perſönliche Schuldner, fo erſtrecken ſich die Beſtim— 
mungen des $ 13 Abſ. 1 auch auf mithaftende Grundſtücke, die dem Antragſteller nicht 
gehören. 

c) It der Antragſteller nicht der perſönliche Schuldner, jo gilt die Beſtimmung des § 13 
Abſ. 1 nur hinſichtlich ſeines Grundſtücks. 

d) Sind ſowohl der Antragſteller als auch der Eigentümer eines mithaftenden Grund⸗ 
ſtücks perſönliche Schuldner, [o gilt $ 13 Abſ. 1 nur hinſichtlich der perſönlichen Haf- 
tung und der Haftung des Grundſtücks des Antragſtellers.“ 


II. 
In 8 16 Abſ. 1 iſt folgendes einzufügen: 
a) Hinter die Worte $ 13 Abſ. 1 und 2: „und $ 13 a“. 
b) Hinter Satz 1: 
„In den Fällen des § 13 a tritt die Umwandlung nur inſoweit ein, als das betreffende Recht 
der Zinsſenkung des $ 13 Abſ. 1 unterliegt.“ 


III. 
§ 36 Abf. 2 erhält folgenden Satz 3: 
„Das gleiche gilt in den Fällen der §§ 13a und 16 für die hinſichtlich eines nicht entſchuldeten 
Grundſtücks in dem betreffenden Verfahren erfolgten Rechtsänderungen, ſofern der Vermerk 
über die erfolgte Entſchuldung im Grundbuch des entſchuldeten mithaftenden Grundſtücks ein⸗ 
getragen iſt.“ 


— 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 6. 1935. 


— 
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— — Artikel II 
Diefe RER tritt rückwirkend vom 1. Oktober 1933 in ai 


Danzig, den 11. Juni 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


147 mn Berorduung 


über die Entſchädigung der gewerbsmäßigen Stellenvermittler. 
Vom 31. Mai 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 76 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
8 1 

(1) Die gewerbsmäßigen Stellenvermittler (§ 25 des Geſetzes über Arbeitsvermittlung vom 
27. Juni 1930 in der Faſſung der Verordnung vom 19. Januar 1935 — G. Bl. S. 219) werden 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſchädigt, wenn ſie das Gewerbe in eigenem Namen und auf 
eigene Rechnung auf Grund einer behördlichen Erlaubnis nach dem 1. Oktober 1900, aber mindeſtens 
am 2. Juni 1910 begonnen und bis zum 31. Dezember 1933 ununterbrochen ausgeübt haben. 

(2) Die Witwe und die minderjährigen Erben eines gewerbsmäßigen Stellenvermittlers werden, 
ſoweit das Gewerbe des Erblaſſers für ihre Rechnung ohne neue Erlaubnis nach den Vorſchriften der 
S$ 45 bis 47 der Gewerbeordnung oder des Stellenvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt S. 810) bis zum 31. Dezember 1933 ununterbrochen fortgeführt iſt, entſchädigt, ſofern der Erb⸗ 
laſſer entſchädigungsberechtigt geweſen wäre, falls er den 31. Dezember 1933 erlebt hätte. 

(3) Eine Unterbrechung liegt nicht vor, wenn ſie auf einem ſeiner Natur nach vorübergehenden 
Grunde beruht. 

8 2 


(1) Als Entſchädigung wird nach näherer Beſtimmung dieſes Geſetzes gewährt: 
a) den nach $ 1 Abſ. 1 berechtigten Perſonen Kapitalentſchädigung oder Altersrente (SS 3 
bis 8), 
b) den Witwen und minderjährigen Erben der gewerbsmäßigen Stellenvermittler (§ 1 Abſ. 2) 
eine Hinterbliebenenrente ($ 9). 
83 
(1) Die Kapitalentſchädigung wird nach dem Jahresgewinne berechnet, den der Vermittler aus 
dem Betriebe der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung im Durchſchnitt der Jahre 1927 bis 1932 
erzielt hat. Dabei werden die Betriebseinnahmen abzüglich der Werbungskoſten zu Grunde gelegt, nach 
denen der gewerbsmäßige Stellenvermittler zur Einkommenſteuer veranlagt worden iſt. 
(2) Neuveranlagungen und Nachveranlagungen nach dem 1. Oktober 1933 bleiben außer Betracht. 


8 4 
(1) Als Kapitalentſchädigung wird ein Vomhundertſatz das Jahresgewinnes gewährt, wie er ſich 
aus § 3 ergibt (Rechnungsbetrag). Sie beträgt 
a) für die erſten 4000 Gulden des Rechnungsbetrages 100 vom Hundert, 


b) . weiteren 3000 ” „ „” 50 „ ” , 
c) . 22 „ 2000 ” „ * 25 „ „ , 
d) Jê... 08 57 1000 „ ” 10 „ „ , 


e) darüber hinaus 2 vom Hundert. 

(2) Soweit eine Steuerveranlagung gemäß den Grundſätzen des § 3 infolge zu geringen Ein⸗ 
kommens unterblieben iſt, wird eine Kapitalentſchädigung von 100 G — einhundert Gulden — gewährt. 
§ 3 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

(3) Die Kapitalentſchädigung tt, ſofern fie 4000 Gulden nicht überſteigt, auf volle Guldenbeträge, 
darüber hinaus auf den nächſten durch 50 Gulden teilbaren Betrag aufzurunden. 

(4) Die Kapitalentſchädigung iſt innerhalb eines Monats nach ihrer rechtskräftigen Feſtſetzung 
an den Empfangsberechtigten auszuzahlen. 
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() Die Kapitalentſchädigung darf nicht gewährt werden, wenn 
a) der Stellenvermittler nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Inland eine Tätigkeit aus⸗ 
übt, die als Umgehung des Verbots der gewerbsmäßigen Stellen vermittlung anzuſehen iſt, 
oder 
b) Umſtände vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß der Stellenvermittler nach dem In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes im Auslande einen Betrieb zur gewerbsmäßigen Stellenvermittlung, 
der nach dem Gebiet der Freien Stadt Danzig vermittelt, unterhält, ſich an einem ſolchen 
ausländiſchen Betriebe beteiligt, in ihm angeſtellt oder für ihn tätig iſt. 


§ 6 

(1) Einem bedürftigen Danziger Staatsangehörigen, der nach 8 1 Abf. 1 entſchädigungsberechtigt 
iſt, im Inlande wohnt und vor dem 1. Januar 1934 das 60. Lebensjahr vollendet hat, kann eine 
Altersrente gewährt werden, wenn er auf die Kapitalentſchädigung verzichtet. Der Verzicht kann nicht 
widerrufen werden. $ 5 findet Anwendung. 

(2) Bedürftig im Sinne dieſer Vorſchriften iſt eine Perſon, deren Jahreseinkommen nach dem 
31. Dezember 1933 vorausſichtlich den Betrag von 1000 Gulden nicht überſteigt. Bei der Berechnung 
des Einkommens bleiben außer Anſatz: 

a) Leiſtungen, die ein anderer auf Grund geſetzlicher Unterhaltspflicht oder ohne rechtliche Ver⸗ 
pflichtung gewährt, ſofern er nicht als Ehegatte, als geſchiedener Ehegatte oder als Verwandter 
aufſteigender Linie unterhaltspflichtig iſt und die Leiſtungen ohne Gefährdung ſeines eigenen 
ſtandesgemäßen Unterhalts gewähren kann; 

b) Verſorgungsbezüge von Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen; 

c) Renten der Sozialverſicherung. 

(3) Bedürftigkeit liegt nicht vor, wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Hilfe nicht 
benötigt wird. 

(4) Der Senat kann in beſonders begründeten Fällen eine Altersrente auch dann gewähren, wenn 
einzelne Vorausſetzungen nicht gegeben ſind. 


8 7 
(1) Die Altersrente beträgt jährlich 40 vom Hundert der Kapitalentſchädigung, die dem Antrag⸗ 
ſteller nach § 4 zuſtehen würde, jedoch jährlich höchſtens 1000 Gulden. 
(2) Die Altersrente iſt, wenn ihr Jahresbetrag 100 Gulden überſteigt, in zwei gleichen Teilbeträgen 
halbjährlich, im übrigen einmal jährlich im voraus zu zahlen. 


8 8 
(1) Die Altersrente erliſcht, 
a) wenn die Vorausſetzungen für die Gewährung der Entſchädigung (8 5) wegfallen, 
b) wenn der Empfänger die Danziger Staatsangehörigkeit verliert, 
e) wenn der Empfänger nicht mehr im Inland wohnt, 
d) wenn bei einer Prüfung feſtgeſtellt wird, daß der Empfänger nicht mehr bedürftig iſt. 
he Die Bedürftigkeit iſt einmal, und zwar zwei Jahre nach dem Beginn der Altersrente nach⸗ 
zuprüfen. 
(8) In beſonders begründeten Fällen kann der Senat die Altersrente fortgewähren, auch wenn die 
Vorausſetzungen für ihr Erlöſchen eingetreten ſind. 
(4) Die Altersrente iſt wieder zu gewähren, wenn die Vorausſetzungen des Abſatzes 1 Ziffer 2 
bis 4 für das Erlöſchen der Altersrente fortfallen. 


8 9 
) Die Sinterbliebenenrente ($ 2 Ziffer 2) wird der Witwe eines gewerbsmäßigen Stellenver⸗ 
mittlers bis zur Wiederverheiratung, den minderjährigen Erben bis zur Volljährigkeit gewährt. 

(2) Die Rente beträgt jährlich dreißig vom Hundert des Betrages, der ſich als Kapitalentſchädi⸗ 
gung (SS 3, 4) ergeben würde, jedoch jährlich höchſtens 800 G. Sit das Gewerbe am 31. Dezember 
1933 für mehr als zwei Perſonen ausgeübt worden, jo erhöht ſich die Rente für jeden weiteren 
minderjährigen Erben um fünfzig vom Hundert des Rentenbetrages bis zum Höchſtbetrage von 
ſechzig vom Hundert der Kapitalentſchädigung, jedoch jährlich auf höchſtens 1000 Gulden. Auf die 
Hinterbliebenenrente finden die Vorſchriften der 89 5 und 7, Abſatz 2, $ 8, Abſatz 1, Ziffer 1—3, 
Abſatz 3 und 4 entſprechende Anwendung. | 
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(3) Der Witwe, die nach Abſatz 1 entſchädigungsberechtigt ift, kann die Altersrente gewährt 
werden, wenn entſchädigungsberechtigte minderjährige Erben nicht oder nicht mehr vorhanden ſind. 
Die $$ 6 bis 8 gelten ſinngemäß. 

$ 10 

(1) Der Anſpruch auf die Kapitalentſchädigung tt veräußerlich und vererblich. 

(2) Der Anſpruch auf die Kapitalentſchädigung iſt inſoweit unpfändbar, als die Kapitalentſchädi⸗ 
gung 1000 Gulden nicht überſteigt. 

(3) Der Anſpruch auf die Rente (SS 6, 7 und 9) unterliegt nicht der Pfändung. Er kann mit 
Genehmigung des Senats ganz oder zum Teil auf andere übertragen werden. 

(4) Der Anſpruch auf die Altersrente geht nach dem Tode des Empfängers auf den über⸗ 
lebenden Ehegatten über, wenn dieſer die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzt, im Inlande wohnt, be⸗ 
dürftig iſt (8 6 Abſ. 2) und das 60. Lebensjahr vor dem 1. Januar 1934 vollendet hat. Im übrigen 
iſt der Anſpruch auf die Altersrente nicht vererblich. 

(5) Der Anſpruch auf Hinterbliebenenrente tt nicht vererblich. 


8 11 
(1) Wer eine Kapitalentſchädigung oder eine Rente erhalten hat, die ihm nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nicht zuſtand, hat die Leiſtung zurückzuerſtatten. Das gleiche gilt, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Gewährung der Entſchädigung oder der Renten ($ 5) nachträglich wegfallen. Die Ver⸗ 
pflichtung erliſcht mit dem Ablauf von fünf Jahren ſeit dem Zeitpunkt der Leiſtung. 


§ 12 
(1) Ein Verzug⸗ oder ſonſtiger Schaden wegen nicht rechtzeitiger Feſtſetzung oder Auszahlung der 
Kapitalentſchädigung oder der Renten kann nicht geltend gemacht werden. 


8 13 

(1) Die Kapitalentſchädigung und die Renten werden nur auf Antrag gewährt. Der Antrag 
kann mit Ausnahme des Antrages auf Gewährung der Altersrente im Falle des § 9 Abſ. 3 nur 
bis zum 31. Auguſt 1935 geſtellt werden. Der Antrag iſt an das Landesſteueramt zu richten. 

(2) Die Kapitalentſchädigung und die Renten werden durch Verwaltungsbeſcheid des Landes⸗ 
ſteueramts feſtgeſetzt, der im Falle der Ablehnung mit Gründen zu verſehen iſt. Das Landesſteueramt 
hat vor ſeiner Entſcheidung das Landesarbeitsamt zu hören. 

(3) Gegen den Beſcheid des Landesſteueramts iſt innerhalb eines Monats nach Zuſtellung die 
Berufung an das Verwaltungsgericht Kammer II zuläſſig, das endgültig entſcheidet. 

(4) Die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes finden ſinngemäß Anwendung. 


$ 14 

(1) Die Rückgabe der Entſchädigung wird, ſoweit die Rückzahlung nicht freiwillig erfolgt, auf 
Antrag des Landesarbeitsamts durch Beſcheid des Landesſteueramts angeordnet. § 13 Abſ. 2 bis 4 
gelten entſprechend. ı 

(2) Die Zwangsvollſtreckung aus den Beſcheiden des Landesſteueramts und den Urteilen des 
Verwaltungsgerichts Kammer II erfolgt durch das Staatliche Vollſtreckungsamt im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren. 

Artikel II 

Den gewerbsmäßigen Stellenvermittlern, die im Artikel 1 genannt ſind, kann der Senat auf An⸗ 
trag ausnahmsweiſe Perſonen gleichſtellen, die zwar die Erlaubnis zum Betriebe der gewerbsmäßigen 
Stellenvermittlung erſt nach dem 2. Juni 1910 erhalten haben, aber ſchon vor dem 2. Juni 1910 
ausſchließlich in gewerbsmäßigen Vermittlungsbetrieben von Verwandten aufſteigender Linie oder Ge- 
ſchwiſtern tätig geweſen ſind und nach dem Tode dieſer Verwandten den Betrieb übernommen und un- 
uunterbrochen bis zum 31. Dezember 1933 fortgeführt haben. Die Höhe der Entſchädigung kann 
beſchränkt werden. 

Artikel III 

Die gewerbsmäßigen Stellenvermittler, deren Tätigkeit ſich auf die Vermittlung zu Inſtru⸗ 
mental⸗, Vokalkonzerten, Geſangs⸗ und anderen Vorträgen erſtreckt ‚bei denen ein höheres Intereſſe der 
Kunſt oder Wiſſenſchaft obwaltet, dürfen ihren Gewerbebetrieb inſoweit bis auf weiteres fortführen, 
als es ſich um dieſen Zweig der Vermittlung handelt (Konzertagenten). Der Senat kann den Zeit⸗ 
punkt beſtimmen, an dem ſie ihre Tätigkeit einſtellen müſſen. 

Eine Entſchädigung wird den Konzertagenten bei Aufhebung ihres Gewerbes nicht gewährt. 


QR xudaê. 
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Artikel IV 
Wer die Vermittlungstätigkeit einer Perſon, die im Auslande gewerbsmäßige Stellenvermittlung 
betreibt, in Anſpruch nimmt, wird mit Geldſtrafe oder Gefängnis bis zu 6 Monaten beſtraft, es 
ſei denn, daß es ſich um die Erlangung eines Arbeitsplatzes im Auslande oder um die Anwerbung 
eines Arbeiters oder Angeſtellten, der im Auslande tätig iſt, handelt. 
Artikel V 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1935 in Kraft. 
Der Senat kann Vorſchriften zur Ausführung dieſer Verordnung erlaſſen. 
Danzig, den 31. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 


—————— h— . ..ññ———— n 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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